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In unserem letzten Artikel machten wir darauf auf-
merksam, dass jedermann – auch ohne rechtliche
Grundlage – jemanden betreiben kann. Aus diesem
Grund muss dem Betriebenen die Gelegenheit einge-
räumt werden, sich zur Wehr zu setzen. Diese Mög-
lichkeit bietet der sogenannte «Rechtsvorschlag». Mit
der Erhebung des Rechtsvorschlages blockiert der
Schuldner vorläufig das eingeleitete Betreibungsver-
fahren, denn der Gläubiger muss nun zuerst den Be-
weis erbringen, dass seine Forderung zu Recht be-
steht.

In der Regel zahlt der Schuldner nach Erhebung
des Rechtsvorschlages nicht freiwillig. Da das Be-
treibungsverfahren aber solange stillsteht, wie der

Rechtsvorschlag besteht, muss dieser beseitigt wer-
den. Die Beseitigung eines Rechtsvorschlages bedeu-
tet, dass die Forderung auf dem Zivilprozessweg be-
wiesen werden muss. Der Schuldner muss gerichtlich
dazu verurteilt werden, den Ausstand zu begleichen.
Je besser die Beweismittel (das Gesetz kennt hier klar
definierte Voraussetzungen, siehe Schema Abb. 1),
um so schneller kann ein Rechtsvorschlag beseitigt
werden. An dieser Stelle machen wir darauf auf-
merksam, dass Forderungprozesse aus ärztlichen Ho-
norarrechnungen regelmässig auf dem «ordentlichen
Prozessweg» vor die kantonalen Gerichte führen,
deren Verfahren durch die kantonalen Zivilprozess-
ordnungen bestimmt werden. Dieses Verfahren steht,
im Gegensatz zum eigentlichen (formellen) Rechts-
öffnungsverfahren, ausserhalb der Schuldbetreibung.
Seine erfolgreiche Durchführung ist aber ebenfalls
Voraussetzung für den Fortgang der Betreibung. Das
im Zivilprozess ergangene Urteil ermächtigt den
Gläubiger, ohne weiteres die Fortsetzung der Betrei-
bung zu verlangen.

Abbildung 1 verdeutlicht diesen Sachverhalt.
Oft scheuen sich Gläubiger, aus verständlichen

Gründen, ihre Guthaben gerichtlich durchzusetzen.
Ein Gerichtsverfahren kann mit erheblich höherem
Kosten- und Zeitaufwand verbunden sein, als dies bis
zum Zeitpunkt des zugestellten Zahlungsbefehls der
Fall war. Wenn der Schuldner jedoch feststellen muss,
dass der Gläubiger auf der Bezahlung des ausstehen-
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Abbildung 1
Übersicht Beseitigung eines Rechtsvorschlages.
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den Betrages besteht, so wird er sich vielleicht über-
legen, ob er die doch recht hohen Gerichtskosten auch
noch zusätzlich zahlen will.

Der Gläubiger ist wieder kostenvorschusspflichtig
und muss persönlich an der Sühneverhandlung teil-
nehmen. Die Zivilprozessordnungen variieren von
Kanton zu Kanton und auch die Zulassung von Ver-
tretungen und Bevollmächtigten ist daher nicht über-
all gleich. Erscheint der Gläubiger nicht zur Ver-
handlung, wird angenommen, dass er auf seine Klage
verzichte. Bleibt hingegen der Schuldner der Ver-
handlung fern, so wird in einigen Kantonen eine
zweite Sitzung einberufen, wobei der Schuldner für
das Nichterscheinen gegenüber dem Gläubiger scha-
denersatzpflichtig wird.

Ein obsiegendes Urteil garantiert noch nicht, dass
die Fortsetzung der Betreibung erfolgreich ist, d.h.
zur Bezahlung der Forderung führt. Es geht in diesem
Verfahren vorerst (nur) darum, dass der Richter fest-
zustellen hat, ob die in Betreibung gesetzte Geld-
summe des Gläubigers zu Recht besteht und wenn ja,
in welchem Umfang.

Ob und wann ein Gerichtsverfahren eingeleitet
werden soll oder nicht, darüber können keine pau-
schalen Empfehlungen abgegeben werden. Wir emp-
fehlen, jeden Fall einzeln zu prüfen. Wollte der
Schuldner mit dem Rechtsvorschlag z.B. nur «Zeit
gewinnen», kann unter Umständen ohne Zutun des
Richters eine gütliche Einigung gefunden werden. Zu
diesem Zweck muss der Gläubiger versuchen, mit
dem Schuldner zu verhandeln. Gelingt dies nicht, und
sind die näheren Umstände und Gründe für die Zah-
lungsverweigerung unbekannt, bedarf es einer sorg-
fältigen Prüfung der Solvenz des Schuldners. Es ist

leider durchaus möglich, dass die Forderung auch im
späteren Pfändungsverfahren teilweise oder vollum-
fänglich unbezahlt bleibt, weil der Schuldner über
kein oder ungenügendes Vermögen und Einkommen
verfügt. Das Resultat ist in diesem Fall der sogenannte
«Verlustschein», der durch das Betreibungsamt aus-
gestellt wird. Damit ist zwar für den Gläubiger ein
unerfreuliches Ergebnis erzielt worden (die Betrei-
bungsgebühren gehen vollumfänglich zu seinen La-
sten), andererseits unterliegt die Forderung jetzt einer
Verjährungsfrist von 20 Jahren (die Honorarrech-
nung verjährt – wenn die Betreibung nicht vorher an-
gehoben wird – bereits nach 5 Jahren).

Mit dem Ausstellen des Verlustscheines wird ei-
nerseits das Betreibungsverfahren formell abge-
schlossen, andererseits «erleichtert» der Verlustschein
dem Gläubiger die Eintreibung seiner Forderung in
einem neuen Betreibungsverfahren. Der Verlust-
schein gilt dann nämlich als «schriftliche Schuldan-
erkennung» (vergleiche Schema), womit der Gläubi-
ger im Besitz eines sogenannten Rechtsöffnungstitels
ist, der es ihm ermöglicht, den Rechtsvorschlag in
einem summarischen Rechtsöffnungsverfahren in-
nerhalb weniger Tage endgültig oder vorläufig besei-
tigen zu lassen.

Erst nach erfolgreicher Beseitigung des Rechts-
vorschlages ist der Weg zur Fortsetzung der Betrei-
bung wieder offen und das eigentliche «Voll-
streckungsverfahren», in der Betreibung «auf Pfän-
dung» beginnt. Handelt es sich beim Schuldner um
eine juristische Person oder ist er Inhaber einer Ein-
zelfirma, muss die Betreibung «auf Konkurs» fortge-
setzt werden. Diesen Themen werden wir uns in einer
der nächsten Ausgaben widmen.


